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Kündigungsmöglichkeiten bei Dauerschuldverhältnissen 

 

§ 314 BGB Kündigung von Dauerschuldverhältnissen aus wichtigem Grund 

(1) Dauerschuldverhältnisse kann jeder Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem 

kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter 

Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis 

zur vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer Kündigungsfrist nicht 

zugemutet werden kann. 

(2) Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Vertrag, ist die 

Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach 

erfolgloser Abmahnung zulässig. Für die Entbehrlichkeit der Bestimmung einer Frist 

zur Abhilfe und für die Entbehrlichkeit einer Abmahnung findet § 323 Absatz 2 

Nummer 1 und 2 entsprechende Anwendung. Die Bestimmung einer Frist zur Abhilfe 

und eine Abmahnung sind auch entbehrlich, wenn besondere Umstände vorliegen, die 

unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die sofortige Kündigung rechtfertigen. 

(3) Der Berechtigte kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kündigen, nachdem er 

vom Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat. 

(4) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündigung nicht 

ausgeschlossen. 

 

§ 323 Rücktritt wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leistung 

(1) Erbringt bei einem gegenseitigen Vertrag der Schuldner eine fällige Leistung nicht 

oder nicht vertragsgemäß, so kann der Gläubiger, wenn er dem Schuldner erfolglos eine 

angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat, vom Vertrag 

zurücktreten. 

(2) Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn  

1. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 

2. der Schuldner die Leistung bis zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder 

innerhalb einer im Vertrag bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die termin- oder 

fristgerechte Leistung nach einer Mitteilung des Gläubigers an den Schuldner vor 
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Vertragsschluss oder auf Grund anderer den Vertragsabschluss begleitenden 

Umstände für den Gläubiger wesentlich ist,  

Deshalb: Im Vertrag die Wesentlichkeit der Terminabsprachen deutlich formulieren, 

unter Hinweis auf § 323 BGB.  

Da § 323 BGB auch der Umsetzung der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des 

Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter (ABl. EG Nr. L 171 S. 

12) dient, dürfte auch in vielen anderen EU Mitgliedsstaaten Ähnliches gelten. 

 


